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1. Dezember 2025 

TV Zulage Bürgernahe Dienste

Die TdL verweigert  
die Zustimmung!

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Mitglieder, 

„was als echter Attraktivitätsbooster für Hamburg geplant und geeint war, droht 
jetzt zum Rohrkrepierer zu werden“, kommentierte dbb Tarifchef Andreas Hem-
sing die Mitteilung des Arbeitgeberführers Andreas Dressel, der auch in der am 
Mittwoch beginnenden Länderrunde der Verhandlungsführer der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL) ist. Ende Oktober hatten sich die Tarifparteien 
nach langen Verhandlungsrunden auf einen Kompromiss zum Tarifvertrag Zu-
lage Bürgernahe Dienste geeinigt. Nachdem die Gremien von dbb und ver.di 
dem Kompromiss längst zugestimmt hatten, erreichte die Gewerkschaften nun-
mehr die Mitteilung des Arbeitgebers, dass die Mitgliederversammlung der TdL 
ihrem Vorsitzenden nicht folgen und Teilen der Einigung nicht zustimmen will. 

Viel Porzellan zerschlagen 
„Das ist schlecht gelaufen, dafür haben wir kein Verständnis. Hier hätte innerhalb der 
TdL früher und klarer kommuniziert werden müssen“ kritisierte Hemsing deutlich. „Das 
Vertrauen der Landesbeschäftigten in die Freie und Hansestadt Hamburg ist schwer 
beschädigt. Sie durften damit rechnen, dass das Wort des Verhandlungsführers zählt. 
Aber auch mit Blick nach vorn ist Porzellan zerschlagen worden.“ 

Die TdL muss Zuverlässigkeit beweisen 
Deshalb wird der dbb sich bemühen, der Hamburger Tarifeinigung doch noch zur Gel-
tung zu verhelfen. Hemsing unmissverständlich: „Das wird nicht leicht und kann nur 
funktionieren, wenn innerhalb der TdL erkannt wird, was in den nächsten Wochen und 
Monaten auf der Tagesordnung steht. Beim Hamburger Problem und während der 
Potsdamer Einkommensrunde geht es nicht darum, dass die Länder den Titel „Spar-
fuchs des Jahres“ erringen. Es geht vielmehr darum, Handlungsfähigkeit und Zuver-
lässigkeit zu beweisen. Das wollen die Beschäftigten sehen und das brauchen die 
Bürger – mehr denn je. Die TdL ist gefordert!“ 

Kein Tarifdiktat 
Während der Verhandlungen hatte der dbb zahlreiche Kompromisse akzeptiert. Die 
nunmehr nachträglich von der TdL geforderten Verschlechterungen sind jedoch nicht 
mehr hinnehmbar. „Besonders in den Bereichen Polizei, Schulen, Sozial- und Erzie-
hungsdienst, Justiz sowie den Bezirksämtern sind die nicht abgestimmten Änderun-
gen völlig inakzeptabel“, wie Michael Adomat (stellvertretender dbb Landesvorsitzen-
der in Hamburg), der die Verhandlungen in Hamburg geführt hatte, klarstellte: „Wir 
fordern den Vorsitzenden der Tarifgemeinschaft deutscher Länder auf, Ergebnisse 
am Verhandlungstisch zu verhandeln – und nicht hinter verschlossenen Türen zu ver-
ändern. Andernfalls sprechen wir nicht mehr von Tarifverhandlungen, sondern von 
einem Tarifdiktat.“ 



Wir kämpfen für die Mitglieder unserer Fachgewerkschaften! 
Deshalb: Mitglied werden! Jetzt!

Der dbb hilft! 

Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten kompetente 
Fachgewerkschaften mit insgesamt mehr als 1,3 Millionen Mitgliedern den 
Beschäftigten des öffentlichen Diensts und seiner privatisierten Bereiche Unter-
stützung sowohl in tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, als auch im 
Falle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer persönlich 
überzeugenden Ansprache jedes Mitglieds schafft auch das nötige Vertrauen in die 
Durchsetzungskraft einer Solidargemeinschaft. 
Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonderheiten im 
öffentlichen Dienst und seiner privatisierten Bereiche. Nähe zu den Mitgliedern ist die 
Stärke des dbb. Wir informieren schnell und vor Ort über www.dbb.de, über 
Flugblätter dbb news und unsere Magazine dbb magazin und tacheles. 
Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fachgewerkschaft von dbb 
beamtenbund und tarifunion – es lohnt sich! 

Hintergrund 
Bereits in den Tarifverhandlungen zur Einkommensrunde 2023 mit der Tarif-ge-
meinschaft deutscher Länder wurde über eine Stadtstaatenzulage für die Beschäf-
tigten, Auszubildenden, Studierenden, Praktikantinnen und Praktikanten in den 
Ländern Berlin, Bremen und Hamburg verhandelt. Für Berlin wurde im Anschluss 
die Hauptstadtzulage tarifiert. Für Bremen und Hamburg wurde in der Tarifeini-
gung vom 9. Dezember 2023 vereinbart, dass ab dem 1. Juli 2025 Gespräche 
über eine Zulage für Beschäftigte, die insbesondere bürgernahe Dienste wahrneh-
men, aufgenommen werden können.  
Am 29. Oktober 2025 einigten sich dbb und die Freie und Hansestadt Hamburg 
auf einen Kompromiss zum Tarifvertrag Zulage Bürgernahe Dienste. Dieser wird 
jetzt von der Arbeitgeberseite wieder infrage gestellt. 
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